
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

Stadt Wetzlar, Stadtteil Hermannstein 
 

Bebauungsplan Nr. 19 
 

„Am Rotenberg II“ 
 
 
 
 

 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen mit Hinwei-
sen und Anregungen (Frist bis zum 16.12.2016). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wetzlar und Linden, den 14.03.2017 
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Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB  

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB sind keine Stel-
lungnahmen von der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB  
 
Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen  

Deutsche Telekom Technik GmbH (24.11.2016) 
Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (14.12.2016) 
Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (25.11.2016) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Landwirtschaft und Forsten (06.12.2016) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Wasser und Bodenschutz (18.11.2016) 
Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Schulservice (30.11.2016) 
Regierungspräsidium Gießen (09.11.2016) 
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Deutsche Telekom Technik GmbH (17.08.2015) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 

3. 
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Zu 4 und 5: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
und zur weitergehenden Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung in die 
Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

4. 

5. 
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Hessen Mobil, Straßen- und Verkehrsmanagement Dillenburg (14.12.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1 bis 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 

2. 

3. 

4. 
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Hessisches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie (25.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen  
 
und zur Berücksichtigung bei Bauplanung und Bauausführung in die Begründung 
zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Hinweis zur Weiterverwendung von anfallendem Bodenmaterial wird zur weite-
ren Berücksichtigung in die Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht darüber hinaus kein weiterer Hand-
lungsbedarf. 

1. 

2. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Landwirtschaft und Forsten (06.12.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, an der Planung wird je-
doch weiterhin festgehalten. 
 
Im Zuge der vorliegenden Planung werden überwiegend landwirtschaftlich genutzte 
Flächen in Anspruch genommen, die durch die geplante Ausweisung eines Wohnge-
bietes künftig der Landwirtschaft nicht mehr zur Verfügung stehen. Von der Planung 
betroffen sind zwei landwirtschaftliche Betriebe, die als Pächter bzw. Eigentümer die 
Flächen bislang bewirtschaftet haben. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlich genutzter Flächen wurde im Rahmen der diesbezüglichen Ausführungen in 
der Begründung zum Bebauungsplan sowie zur Flächennutzungsplan-Änderung 
unter Berücksichtigung der von der Stadt Wetzlar vorgenommenen Ermittlungen zu 
den Möglichkeiten der Innenentwicklung (Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten) entsprechend begründet. Der 
Betroffenheit landwirtschaftlicher Belange stehen im Rahmen des vorliegenden Bau-
leitplanverfahrens darüber hinaus unter anderem die in § 1 Abs. 6 BauGB genannten 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Bevölkerungsentwicklung und die Fortent-
wicklung vorhandener Ortsteile als öffentliche und in der Bauleitplanung ebenfalls 
beachtliche Belange gegenüber. Die Grundstücke innerhalb des Plangebietes befin-
den sich im Eigentum der Robert Bosch GmbH oder der Stadt Wetzlar und sollen 
nach den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt Wetzlar der Erweiterung des 
bestehenden Baugebietes „Am Rotenberg“ dienen. Demnach wird der geplanten 
Ausweisung eines bedarfsorientierten Wohngebietes gegenüber einer rein landwirt-
schaftlichen Nutzung des Plangebietes im Sinne einer Abwägungsentscheidung 
planerisch der Vorzug gegeben, zumal den landwirtschaftlichen Betrieben zwar ent-
sprechende Bewirtschaftungsflächen entzogen werden, diese hierdurch aber nicht in 
einem existenzbedrohenden Maße betroffen sind. Die vorliegende Planung erfolgt 
zudem in Abstimmung mit dem bisherigen Pächter bzw. Eigentümer. 

1. 

2. 

3. 
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Zu 2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Da im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 13 von 2014 im Bereich des 
Plangebietes die Anlage von sog. Lerchenfenstern als vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen (CEF-Maßnahmen) zur Erhaltung der ökologischen Funktion betroffener 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang verbindlich vorge-
geben wurde, ist im Rahmen der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes 
dieser bislang auf den Flächen des Plangebietes erbrachte artenschutzrechtliche 
Ausgleich für die Feldlerche auf der Grundlage aktueller faunistischer Erhebungen 
sowie der fachlichen und gesetzlichen Anforderungen der durchgeführten arten-
schutzrechtlichen Prüfung neu zu regeln. Hierzu soll einerseits die im näheren Um-
feld des Plangebietes bereits im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 13 
von 2014 vertraglich gesicherte Anlage von Lerchenfenstern im Hinblick auf die Lage 
und Anzahl der hierfür im Einzelnen vorgesehenen Ackerschläge optimiert und zu-
dem auf geeigneten landwirtschaftlich genutzten Flächen im räumlichen Zusammen-
hang zum Eingriffsbereich ein zusammenhängender Brachestreifen als Blühfläche 
mit einer Maßnahmenfläche von insgesamt 2.500 m2 hergestellt und als sog. CEF-
Maßnahme vorlaufend funktionsfähig hergestellt werden. Hierbei wird nicht verkannt, 
dass auch im Zuge der Umsetzung des erforderlichen artenschutzrechtlichen Aus-
gleichs für die Feldlerche der Landwirtschaft weitere Flächen jedenfalls für eine in-
tensive landwirtschaftliche Nutzung entzogen werden. Jedoch wird insbesondere im 
Zuge der Anlage von Lerchenfenstern der Bewirtschaftungszusammenhang nicht 
nachteilig unterbrochen, sondern es werden innerhalb der einzelnen Flächen ledig-
lich kleine Teilflächen nicht mit Saatgut eingesät, sodass hierdurch keine maßgebli-
che Beeinträchtigung öffentlicher und privater Belange der Landwirtschaft zu erwar-
ten ist. Die Planung erfolgt zudem in Abstimmung mit dem bisherigen Bewirtschafter 
und wird vertraglich gesichert. 
 
 
Zu 3: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Eingriffs- und Ausgleichsplanung wurde zum Entwurf des Bebauungsplanes 
jedoch dahingehend überarbeitet, dass der erforderliche naturschutzrechtliche Aus-
gleich nunmehr durch eine Zuordnung von Ökopunkten aus der Ökokontomaßnahme 
„Streuobstwiesenergänzung“ in der Gemeinde Leun, Gemarkung Biskirchen, Flur 5, 
Flurstück 168, erfolgt. Die Zuordnung entsprechender Ökopunkte aus der Ökokon-
tomaßnahme im Bereich „Weinberg Wetzlar“ ist nicht vorgesehen. 
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Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Wasser und Bodenschutz (18.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Da in der Begründung zum Bebauungsplan bereits ein entsprechender Hinweis 
enthalten ist, besteht auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung diesbezüglich kein 
weiterer Handlungsbedarf. 

1. 



 

Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rotenberg II“     Seite 11 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; der Anregung wird ent-
sprochen.  
 
Die Ausführungen in den Planunterlagen zum Bebauungsplan werden entsprechend 
um die vorgebrachten Hinweise ergänzt. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung 
besteht darüber hinaus kein weiterer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. 
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Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und die Ausführungen im 
Umweltbericht entsprechend um die vorgebrachten Hinweise ergänzt. 
 
Nach dem Ergebnis der durchgeführten Umweltprüfung ist die Eingriffswirkung der 
geplanten Bebauung aufgrund der räumlichen Ausdehnung mit einer maximal zu 
erwartenden Neuversiegelung von rd. 2 ha hinsichtlich Boden- und Wasserhaushalt 
als „mittel“ zu bewerten, da insbesondere die Bodenfunktionen als Lebensraum für 
Pflanzen (einschließlich landwirtschaftliche Nutzfunktion) sowie als Abbau-, Aus-
gleichs- und Aufbaumedium im Bereich der Neubebauung betroffen sind. Im Bebau-
ungsplan werden jedoch bereits eingriffsminimierende Festsetzungen getroffen, wie 
z.B. wasserdurchlässige Befestigung von Gehwegen, Garagenzufahrten, Pkw-
Stellplätzen und Hofflächen auf den Baugrundstücken sowie Errichtung von Retenti-
onszisternen zur dezentralen Regenwasserrückhaltung. Zudem bleibt die festgesetz-
te Grundflächenzahl unterhalb der in § 17 Abs. 1 BauNVO für Allgemeine Wohnge-
biete vorgegebenen Obergrenzen. Ferner wird im Bebauungsplan auch bereits auf 
die entsprechenden fachgesetzlichen Vorgaben und Anforderungen im Zusammen-
hang mit den Belangen des Bodenschutzes hingewiesen und es werden im Umwelt-
bericht Empfehlungen für den Bauherrn formuliert, die auf die Berücksichtigung der 
Belange des Bodenschutzes im Vollzug des Bebauungsplanes abstellen. Weiterge-
hender Festsetzungen zum Bodenschutz bedarf es insofern nicht, zumal diese auch 
mangels Rechtsgrundlage nicht in der angeregten Form getroffen werden können. 
Die unter Punkt 2 bis 4 der Stellungnahme vorgebrachten Hinweise werden jedoch 
zur weitergehenden Berücksichtigung in den Umweltbericht aufgenommen. 
 
 
 

3. 



 

Bebauungsplan Nr. 19 „Am Rotenberg II“     Seite 13 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreisausschuss des Lahn-Dill-Kreises, FD Schulservice (30.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. 
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Regierungspräsidium Gießen (09.11.2016) 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Obere Landesplanungsbehörde 
 
Zu 1: Die Hinweise sowie die grundsätzliche Zustimmung zur vorliegenden 
Planung werden zur Kenntnis genommen.  
 
 
 
 
 
 

1. 
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Kommunales Abwasser, Gewässergüte 
 
Zu 2: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zum Zeitpunkt der Durchführung der frühzeitigen Beteiligungsverfahren war die 
konkrete Entwässerungsplanung noch nicht soweit mit allen Beteiligten abgestimmt, 
dass die Ergebnisse der Abstimmung sowie der diesbezüglichen Vorplanung auf 
Ebene der verbindlichen Bauleitplanung im Bebauungsplan berücksichtigt werden 
konnten. Insofern waren die Ausführungen in der Begründung bewusst nur auf die 
wesentlichen Rahmenbedingungen der weiteren Entwässerungsplanung beschränkt. 
Zwischenzeitlich wurde jedoch zunächst die Hydraulik für den Stadtteil Hermannstein 
seitens der Sydro Consult GmbH, Ingenieurgesellschaft für Systemhydrologie Was-
serwirtschaft und Informationssysteme, komplett überrechnet. In der Hydraulik wur-
den zusätzlich zu den bereits geplanten 8,0 ha Siedlungsfläche für das Neubauge-
biet „Am Rotenberg“ nochmal weitere 2,0 ha für das Neubaugebiet „Am Rotenberg II“ 
berücksichtigt. Die Berechnung erfolgte für das sog. dreijährige Regenereignis sowie 
darüber hinaus auch für das von der Oberen Wasserbehörde beim Regierungspräsi-
dium Gießen empfohlene sog. fünfjährige Regenereignis. In den aktuellen Berech-
nungen waren beim dreijährigen Regenereignis zwischen den Neubaugebieten und 
dem Vorfluter keine Veränderungen gegenüber der Berechnung aus dem Jahr 2013 
zu erkennen. Erst beim fünfjährigen Regenereignis findet nach den hydraulischen 
Berechnungen bei einzelnen Haltungen ein sog. Druckabfluss statt, der jedoch völlig 
schadlos stattfindet. Ein darüber hinausgehender Einstau der Schächte ist hingegen 
nicht festzustellen. Zudem sind in beiden Berechnungsfällen die insgesamt ca. 130 
geplanten Retentionszisternen mit je 3 m³ Rückhaltung nicht berücksichtigt, die zu-
sätzlich für Sicherheit durch Schaffung von dezentralem Retentionsraum sorgen. Die 
Vorgaben und Empfehlungen der Oberen Wasserbehörde und des Tiefbauamtes der 
Stadt Wetzlar können somit berücksichtigt werden, die Erschließung des vorliegen-
den Plangebietes erfolgt daher ebenfalls im Mischsystem. Für die Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung bedeutet dies, dass die Abwasserentsorgung durch An-
schluss an das bestehende Entsorgungsnetz folglich als entsprechend gesichert 
gelten kann, weitergehende Festsetzungen im Bebauungsplan sind nicht erforder-
lich. Die Einzelheiten werden im Rahmen der weiteren Erschließungsplanung in 
Abstimmung mit den zuständigen Ämtern und Behörden festgelegt. 

2. 
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Immissionsschutz I 
 
Zu 3: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung besteht diesbezüglich jedoch kein weite-
rer Handlungsbedarf.  
 
 
Immissionsschutz II 
 
Zu 4: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
Zur Klärung der immissionsschutzrechtlichen Rahmenbedingungen im Zusammen-
hang mit den von den Bundesautobahnen BAB 45 und BAB 480 ausgehenden 
Emissionen aus Verkehrslärm und deren Einwirkungen in das Plangebiet sowie um 
den Schutzansprüchen der künftigen Wohnbebauung in der erforderlichen Form 
Rechnung zu tragen, wurde das Büro für Schallschutz, Winfried Steinert, 35606 
Solms, mit der Durchführung schalltechnischer Berechnungen und der Erstellung 
eines entsprechenden Immissionsgutachtens beauftragt. Aufgabe der Untersuchung 
war die Prüfung, ob die von außen in das Plangebiet einwirkenden Straßenverkehrs-
geräusche die im Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1, angegebenen Orientierungswerte 
einhalten. Zur Ermittlung der Geräuschbelastung wurde daher auf der Grundlage von 
Verkehrsdaten zunächst eine Schallausbreitungsrechnung durchgeführt. 

3. 

4. 
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Nach den Ergebnissen dieser Prüfung halten die ermittelten Beurteilungspegel für 
den Straßenverkehr der Autobahnen zur Tagzeit den Orientierungswert für Allgemei-
nes Wohngebiet des Beiblattes 1 zu DIN 18005, Teil 1, von 55 dB(A) ein. Zur Nacht-
zeit wird der Orientierungswert von 45 dB(A) jedoch in Teilen des Plangebietes ge-
ringfügig um bis zu 2 dB überschritten. Die für den Bau oder die wesentliche Ände-
rung von Verkehrswegen gemäß 16. BImSchV geltenden Immissionsgrenzwerte für 
Allgemeines Wohngebiet von tags 59 dB(A) und nachts 49 dB(A) werden hingegen 
eingehalten. Da der Orientierungswert zur Tageszeit sicher eingehalten wird und die 
ermittelten Überschreitungen zur Nachtzeit gering sind, kann der erforderliche 
Schallschutz durch passive Maßnahmen an den Gebäuden hergestellt werden.  
 
Zum Schutz gegen Außenlärm werden nach DIN 4109 für schutzwürdige Räume in 
Gebäuden Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile gestellt. Diese 
Forderung ist unabhängig von der Anforderung an den Immissionsschutz außerhalb 
des Gebäudes. Die Berechnung zur Bestimmung der sog. erforderlichen bewerteten 
resultierenden Schalldämm-Maße stellt dabei auf den Tagesbeurteilungspegel ab. 
Als Ergebnis der Berechnung bestehen für die Gebäude im Plangebiet keine beson-
deren Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile. Ausreichend ist 
bereits der Einbau von Fenstern der Schallschutzklasse 2. Übliche Isolierglasfenster, 
die aus Wärmeschutzgründen sowieso erforderlich sind, erfüllen diese Anforderung 
bereits. Somit ergeben sich keine über die bei üblicher Bauweise erreichbaren Werte 
hinausgehenden erforderlichen bewerteten resultierenden Schalldämm-Maße der 
Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen, sodass hinsichtlich des 
Schallschutzes keine textlichen Festsetzungen im Bebauungsplan erforderlich sind.  
 
Darüber hinaus kann angemerkt werden, dass der überwiegende Teil des Plangebie-
tes innerhalb des Lärmpegelbereiches I liegt und nur im westlichen Teilbereich die 
Anforderungen an den Lärmpegelbereich II gelten. Ein immissionsschutzrechtlicher 
Konflikt der zwingend auf Ebene der Bauleitplanung zu lösen wäre, hier aber unge-
löst bleibt, ist insofern nicht erkennbar. Ferner kann angemerkt werden, dass zum 
Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen passive Schallschutzmaßnahmen grundsätz-
lich zulässig sind und im vorliegenden Fall aufgrund der topografischen Gegebenhei-
ten und einer zu erzielenden städtebaulichen Qualität des geplanten Neubaugebie-
tes die Errichtung aktiver Schallschutzmaßnahmen, etwa in Form von aufgeschütte-
ten Erdwällen mit einer entsprechenden Höhe auf einer ohnehin sichtexponierten 
Fläche außer Verhältnis zur voraussichtlichen Wirkung solcher Maßnahmen steht.  
 

5. 

6. 
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Die Bevorzugung passiver Maßnahmen erfolgt jedoch letztlich insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass die für den Lärmpegelbereich II empfohlenen Maßnahmen nicht 
über die ohnehin üblichen Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile 
hinausgehen. 
 
 
 
Bergaufsicht 
 
Zu 5: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Landwirtschaft 
 
Zu 6: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Im Zuge der vorliegenden Planung werden überwiegend landwirtschaftlich genutzte 
Flächen in Anspruch genommen, die durch die geplante Ausweisung eines Wohnge-
bietes künftig der Landwirtschaft nicht mehr zur Verfügung stehen. Von der Planung 
betroffen sind zwei landwirtschaftliche Betriebe, die als Pächter bzw. Eigentümer die 
Flächen bislang bewirtschaftet haben. Die Notwendigkeit der Umwandlung landwirt-
schaftlich genutzter Flächen wurde im Rahmen der diesbezüglichen Ausführungen in 
der Begründung zum Bebauungsplan sowie zur Flächennutzungsplan-Änderung 
unter Berücksichtigung der von der Stadt Wetzlar vorgenommenen Ermittlungen zu 
den Möglichkeiten der Innenentwicklung (Brachflächen, Gebäudeleerstand, Baulü-
cken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten) entsprechend begründet. Der 
Betroffenheit landwirtschaftlicher Belange stehen im Rahmen des vorliegenden Bau-
leitplanverfahrens darüber hinaus unter anderem die in § 1 Abs. 6 BauGB genannten 
Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Bevölkerungsentwicklung und die Fortent-
wicklung vorhandener Ortsteile als öffentliche und in der Bauleitplanung ebenfalls 
beachtliche Belange gegenüber. Die Grundstücke innerhalb des Plangebietes befin-
den sich im Eigentum der Robert Bosch GmbH oder der Stadt Wetzlar und sollen 
nach den städtebaulichen Zielvorstellungen der Stadt Wetzlar der Erweiterung des 
bestehenden Baugebietes „Am Rotenberg“ dienen.  
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Hierbei wird nicht verkannt, dass die städtebauliche Entwicklung von einem privaten 
Vorhabenträger geplant ist und durchgeführt werden soll, jedoch dient die vorliegen-
de Bauleitplanung insbesondere auch den vorgenannten öffentlichen Belangen so-
wie dem öffentlichen Interesse der Stadt Wetzlar die örtliche Bevölkerung im Zuge 
der Schaffung bedarfsorientierter Wohnbaugrundstücke zu unterstützen. Demnach 
wird der geplanten Ausweisung eines bedarfsorientierten Wohngebietes gegenüber 
einer rein landwirtschaftlichen Nutzung des Plangebietes im Sinne einer Abwä-
gungsentscheidung planerisch der Vorzug gegeben, zumal den landwirtschaftlichen 
Betrieben zwar entsprechende Bewirtschaftungsflächen entzogen werden, diese 
hierdurch aber nicht in einem existenzbedrohenden Maße betroffen sind. Die vorlie-
gende Planung erfolgt zudem in Abstimmung mit dem bisherigen Pächter bzw. Ei-
gentümer. 
 
 
 
Bauleitplanung 
 
Zu 7: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen; die Bekanntmachung der 
Entwurfsoffenlegung erfolgt in der gesetzlich vorgeschriebenen und auch 
durch die neuere Rechtsprechung bestätigten Form. 
 
 

7. 


